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Prof. Dr. Emst LeewzzWJ« (soz.), Zürich:

Ich bin auch der Meinung, dass das Individualrecht derjenigen, die das

Frauenstimmrecht wünschen, unbedingt gewahrt werden muss. Es können nicht
Leute, die es nicht wünschen, das verunmöglichen.

Gcüf/rzeü! Mtfr&ac/? (BGB), Zürich:
Ich bin ebenfalls der Meinung, dass wir bei diesem Antrag den Boden der

Verfassung nicht verlassen dürfen. Es ist ein wesentlicher Unterschied zwischen

dem Antrag Günthard, der eine reine Konsultativ-Abstimmung verlangt, und

dem Antrag Flueler.

i?egz'erM.«gsr«if Ernst Brwgger, Justizdirektor:

Auch ich glaube, dass die Sache staatsrechtlich zwei bedenkliche Seiten

aufweist. Die eine Seite liegt darin, dass unter Umständen ein durch den recht-

mässigen Souverän zustande gekommener Volksentscheid nachträglich von
Dritten wieder aufgehoben werden kann, d. h. wir geben damit einer Volks-

gruppe — die heute dieses Souveränitätsrecht noch nicht hat — eine Art Veto-
recht. Das scheint uns ausserordentlich bedenklich zu sein und ist auf jeden
Fall ein absolutes Novum in der Verfassungsgeschichte unseres Kantons. Der
zweite Punkt: Ein Staatsrechtler hat mich darauf aufmerksam gemacht, in
dieser einen Abstimmungsfrage würde gleichzeitig über zwei ganz verschie-
dene Fragen entschieden, nämlich einmal ob man das Frauenstimmrecht ein-
führen wolle — das ist die Hauptfrage —, aber gleichzeitig entscheide man mit
diesem Ja oder Nein auch die Frage, ob der Entscheid über die Einführung des

Frauenstimmrechts von der Abstimmung unter den Frauen abhängig gemacht
werden solle. Das sind zwei ganz verschiedene Dinge.

In der A&stzramung wird der Antrag Flueler mit offensichtlicher Mehr-
heit abgelehnt.

In der Hèstz'zwwîMrag wird der Antrag Schalcher mit offensichtlicher Mehr-
heit abgelehnt.

Das Verfassungsgesetz ist in erster Lesung durchberaten. Nach Art. 65

der Staatsverfassung muss eine zweite Beratung stattfinden; diese Beratung
darf nicht vor zwei Monaten durchgeführt werden.

Schluss dieser Beratung 09.55 Uhr.
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